
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Versicherungen, Finanzmarkt
Akteure Mettler, Melanie (glp/pvl, BE) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Heidelberger, Anja

Bevorzugte Zitierweise

Heidelberger, Anja 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Versicherungen,
Finanzmarkt, 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Sozialversicherungen

1Krankenversicherung

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat als Erstrat das neue Bundesgesetz
über die Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit. Aufgrund der Motionen
Birrer-Heimo (sp, LU; Mo. 17.3956), Bruderer Wyss (sp, AG; Mo. 17.3964) und der SGK-SR
(Mo. 18.4091) habe der Bundesrat hier eine neue Regelung für eine verbindliche
Branchenlösung ausgearbeitet, erläuterte Jörg Mäder (glp, ZH) für die Kommission.
Gleichzeitig habe aber auch die Krankenkassenbranche eine «interne
Branchenvereinbarung» geschaffen. Diese sei seit Januar 2021 in Kraft und habe zu
einer Reduktion der jährlichen Klagen von 300 auf 80 geführt, sei aber nicht
allgemeinverbindlich. Aus diesem Grund brauche es eben auch die bundesrätliche
Vorlage, der die Kommissionsmehrheit grösstenteils folgen wolle. Die meisten
Fraktionssprechenden hiessen die Vorlage denn auch gut, einzig aus der SVP-Fraktion
kamen Stimmen, die das neue Gesetz als unnötig erachteten. Stattdessen schlug
Thomas de Courten (svp, BL) einen anderen Lösungsweg vor: «Sagen Sie einfach höflich
‹Nein, danke›, und legen Sie den Telefonhörer wieder auf – Problem gelöst.» Eintreten
wurde jedoch ohne Gegenantrag beschlossen. 
In der Detailberatung schlug die Kommissionsmehrheit eine Einschränkung der
bundesrätlichen Regelung vor. So sollten die Regelungen bezüglich Ausbildung und
Einschränkung der Entlöhnung von Vermittlerinnen und Vermittlern auf externe Broker
beschränkt werden, wodurch von den Versicherungen direkt angestellte Personen
davon ausgenommen wären. Ansonsten sei diese Massnahme ein schwerwiegender
Eingriff in die Entlohnung des internen Personals, argumentierte Benjamin Roduit
(mitte, VS) für die Kommissionsmehrheit. Zudem hätten die internen Mitarbeitenden
Interesse an langfristigen Beziehungen zu den Kunden, ergänzte Kommissionssprecher
Mäder. Eine Minderheit I Mäder verlangte hingegen, bei der bundesrätlichen,
umfassenderen Lösung zu bleiben. Diese Differenzierung sei «nicht im Sinne der
Bevölkerung oder der Motion», begründete Melanie Mettler (glp, BE) diesen Antrag.
Auch Gesundheitsminister Berset erachtete ihn als nicht nachvollziehbar. Damit könne
die neu geschaffene Regelung umgangen werden, warnte er. Mit 109 zu 84 Stimmen
setzte sich die Kommissionsmehrheit jedoch gegen die geschlossen stimmenden
Fraktionen der SP, der Grünen, der GLP und gegen die Mitglieder der EVP durch.
Alle übrigen Änderungsanträge lehnte der Nationalrat ab, darunter zwei Anträge für
weitere Einschränkungen der Regelungen, etwa den Vorschlag einer Minderheit Hess
(mitte, BE). Sie erachtete die Sanktionierungsmöglichkeiten als «unverhältnismässig
stark». Stattdessen sollen die Sanktionen von den Versicherungen selbst festgelegt und
vom Bundesrat allgemeinverbindlich erklärt werden. Gesundheitsminister Berset
erwiderte jedoch, dass der Bundesrat keine privat festgelegten Strafen als
allgemeinverbindlich erklären könne, und der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag
mit 113 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Er war bei der SVP- und der Mitte-Fraktion,
mit Ausnahme der EVP, auf Zustimmung gestossen. Auch einen Antrag Sauter (fdp, ZH),
die neuen Regelungen auf die Grundversicherung zu beschränken und die
Zusatzversicherungen davon auszunehmen, lehnte die Mehrheit des Nationalrats ab
(108 zu 87 Stimmen bei 1 Enthaltung). 
Erfolglos blieben auch die Mitglieder der linksgrünen Parteien beim Versuch, den
bundesrätlichen Vorschlag verbindlicher zu machen respektive die Regelungen
auszuweiten. Eine Minderheit Gysi (sp, SG) verlangte, dass die Branchenvereinbarung
verbindlich erklärt werden muss, nicht nur kann. Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) wollte
darüber hinaus sicherstellen, dass in zwei Jahren eine allgemeinverbindliche Regelung
besteht – ansonsten solle der Bundesrat eingreifen. Beide Anträge scheiterten im Rat
(mit 125 zu 68 Stimmen respektive 124 zu 68 Stimmen) und wurden nur von Mitgliedern
der SP, der Grünen und der EVP unterstützt – genauso wie ein Antrag von Flavia
Wasserfallen (sp, BE), Verträge, die durch einen Verstoss gegen das
allgemeinverbindlich erklärte Verbot entstanden seien, für nichtig zu erklären. Überdies
scheiterten auch die Anliegen, das «Schlupfloch» des Kaufs von Leads, bei dem die
Versicherungen mit Gutscheinen «Alibipreisverleihungen» durchführten, um an
Adressen zu kommen, zu schliessen (Minderheit Flavia Wasserfallen) sowie die
Werbeausgaben auf maximal 0.3 Prozent der Prämieneinnahmen zu begrenzen
(Minderheit Gysi) – sie wurden ebenfalls nur von der SP, den Grünen und der EVP
unterstützt.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 162 zu 12 Stimmen (bei
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22 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Minderheiten der SVP-
und der FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen von der Hälfte der Grünen-, einer
Minderheit der SP- und einem Mitglied der SVP-Fraktion. 1

1) AB NR, 2022, S. 197 ff.
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